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Durch die Anwendung der Instrumente Direkter Demokratie wird die Politik kommunikativer. Es muss mehr überzeugt und diskutiert werden, es kann weniger verordnet und versteckt durchgesetzt werden. Das mag anstrengender sein, verleiht aber der Demokratie ganz wesentliche Qualitäten. Welche Qualitäten?

1.
Verringerung der Distanz zwischen den Institutionen und den Bürgern

Bürgerferne der Politik und Politikmüdigkeit der Bevölkerung lautet eine gängige Diagnose des heutigen Zustands unserer Demokratie. Direkte Demokratie verringert die Distanz zwischen BürgerInnen und Politik. Sie gibt den BürgerInnen die Möglichkeit, eine landesweite öffentliche Diskussion zu wichtigen Themen in Gang zu bringen. So kann man als BürgerIn die Tages​ordnung der Politik mitbestimmen.

2. Mehr Kompetenz für alle

Politiker beanspruchen heute, über alles besser Bescheid zu wissen als die BürgerInnen. Die Entscheidungen werden von Technokraten vorbereitet, von Politikern und Lobbyisten diskutiert, während die BürgerInnen kaum einen Einblick erhalten. Direktdemokratische Instrumente führen dazu, dass die Menschen über vieles genauer informiert werden müssen und Bescheid wissen.

3. Sachbezogen, nicht personenbezogen

Die Direkte Demokratie ist sachbezogen, nicht personenbezogen wie die Wahlen. Wichtige Probleme müssen öffentlich erklärt und erörtert werden. Sehr viele Bürger haben zu vielen Fragen viel Fachwissen und sind in mancher Hinsicht kompetenter als die Abgeordneten. Sie müssen die Möglichkeit erhalten, Entscheidungen selbst in die Hand zu nehmen, wenn sie es für wichtig empfinden.

4. Mehr BürgerInnen stehen hinter den Entscheidungen

Wenn über eine Sachfrage einmal abgestimmt wurde, ist geklärt, wo die Mehrheit der Bevölkerung steht. Auch die unterlegene Minderheit tut sich leichter, mit der getroffenen Entscheidung zu leben. Die Politik erhält eine höhere Legitimation. 

5. Mehr gemeinschaftliche Entscheidung

Moderne Gesellschaften zeichnen sich durch Wertevielfalt aus, z. B. in Religionen, Lebensstil, Lebenszielen. Bei allem Pluralismus können die BürgerInnen aber darin übereinstimmen, wie Konflikte ausgetragen und Entscheidungen gefällt werden - eben direktdemokratisch. Wenn die Menschen über ihre Differenzen sprechen können, akzeptieren sie trotz der unterschiedlichen Meinungen das Ergebnis. Dies führt zu mehr Gemeinschaftlichkeit. Einer der Kernpunkte der Direkten Demokratie ist nämlich, dass die verschiedenen Minderheiten nicht eine ganze Legislatur lang Minderheit sind, sondern bei aktuellen Sachfragen auch mal zur Mehrheit werden können. Das schafft eine höchst integrative Kraft. Direkte Demokratie gibt allen mehr Möglichkeiten sich einzubringen, womit alle Teil des Ganzen werden können (= Integration).

6. Direkte Demokratie ist eine Ergänzung zum Parlament

Das Parlament muss das Recht auf Behandlung des in einer Volksinitiative aufgeworfenen Gegenstands haben und einen eigenen Gegenentwurf vorlegen dürfen. So können die BürgerInnen - wie in der Schweiz der Fall - oft zwischen drei Optionen wählen: Status quo, Bürgerreformvorlage, Parlamentsvorlage. Dies fördert das Zusammenspiel zwischen Bürgerinitiativen und Parlament. Direkte Demokratie ersetzt nicht das Parlament, sondern erweitert die Teilnahme- und Mitbestimmungsmöglichkeiten über das Wahlrecht hinaus.

7. Direkte Demokratie entmonopolisiert die Politik

Weder die Regierenden noch die Parlamente haben das Monopol der Politik, sondern teilen das Feld mit anderen Akteuren. Akteure der Direkten Demokratie können alle werden, die sich zu organisieren verstehen. Minderheiten, die sich oft übergangen oder überhört fühlen, können sich ins demokratische Spiel einbringen.

8. Kein Vorteil für Demagogen

Immer wieder kommt der Einwand, Direkte Demokratie rufe Demagogen auf den Plan. Die Erfahrungen in direktdemokratischen Ländern zeigt jedoch, dass eine sorgfältig geregelte direkte Demokratie den Demagogen schadet. Ein solcher zeichnet sich bekanntlich dadurch aus, dass er immer behauptet, er wisse, was das Volk denkt und will. In einer Direkten Demokratie wie der Schweiz muss er theoretisch alle vier Monate den Beweis dafür antreten, denn vier mal im Jahr kann eine Volksabstimmung anberaumt werden. Ein Demagoge müsste also das Volk in strittigen Sachfragen immer wieder überzeugen. Wäre er dann noch Demagoge?

9. Auch die Medien verändern sich in einer Direkten Demokratie

Die Gefahr einer einseitigen Berichterstattung in den Medien wird durch Direkte Demokratie eher gebannt als gefördert. Bei einer Abstimmung weiß man meist nicht, wer gewinnt. Die Zeitungen wollen aber auch nach der Abstimmung von den Verlierern weiterhin gelesen werden. Für die Medien ist es auch höchst interessant, wenn nicht nur alle fünf Jahre einmal gewählt wird, sondern häufiger Abstimmungen über Sachfragen stattfinden. Direkte Demokratie führt dazu, dass die Medien weniger einseitig sind, weil sie alle Kunden behalten möchten und allen Standpunkten Raum geben wollen. Sie entwickeln mehr Forumscharakter und das fördert wiederum die öffentliche Diskussion.

10. Ein ganzes Volk lässt sich nicht kaufen

Auch das Argument der Macht der großen, finanzstarken Lobbies wird regelmäßig gegen die Direkte Demokratie ins Spiel gebracht. Geld ist zwar wichtig, aber ein  ganzes Volk kann man nicht kaufen. Eher noch kann man mit Geld eine starke Lobby im Landtag aufbauen. Aber gerade deshalb sind direktdemokratische Ausgleichsmechanismen erforderlich. Im Gegenzug müssen die BürgerInnen auf der Ebene der Gemeinden und der Länder auch über das Recht auf Finanzreferendum verfügen, d.h. kostspielige Projekte und steuerpolitische Fragen vor das Volk bringen können.
Um diese Qualitäten der Direkten Demokratie zu erreichen, müssen freilich die Verfahren möglichst bürgerfreundlich gestaltet sein. Nur so kann sie von allen genutzt und verstanden werden. Nach welchen Kriterien lässt sich die “Bürgerfreundlichkeit“ der Verfahren beurteilen? Der “Lackmustest“ für eine demokratische Regelung besteht in folgenden sechs Punkten:

1. Die für Referenden und Volksinitiativen nötige Unterschriftenzahl darf nicht zu hoch sein.

2. Den Promotoren muss genügend Zeit eingeräumt werden. 

3. Die Unterschriften müssen überall gesammelt werden dürfen, um die Kommunikation zu fördern, ohne Beglaubigung der Unterschriften, sondern mit nachträglichen Stichproben-Kontrollen.

4. Es darf kein Quorum geben. Wer zur Abstimmung hingeht, entscheidet. Die Verweigerungs-haltung oder Boykottkampagnen dürfen nicht belohnt werden.

5. Die durch direktdemokratische Mittel erreichte Entscheidung darf nicht durch Parlaments-beschlüsse (Landtagsbeschlüsse) ausgehebelt werden. Doch muss das Parlament das Recht haben, Alternativen einzubringen, die ebenfalls zur Abstimmung gebracht werden können. 

6. Die bei der Volksabstimmung zum Einsatz kommenden materiellen Ressourcen müssen transparent geregelt werden. Für die Promotoren muss es eine Art Wahlkampfkostenersatz geben.
